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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lutz Heilmann, Ulrich Maurer,
Karin Binder, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 16/1731 –

Wirksamer Schutz der Anwohner des Flughafens Zürich auf deutschem Territorium
vor Fluglärm

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Belastung der Anwohner des Flughafens Zürich auf deutschem Territorium
führt seit Jahren zu Streitigkeiten zwischen der Schweiz und Deutschland. Am
18. Oktober 2001 wurde ein Staatsvertrag zwischen Deutschland und der
Schweiz unterzeichnet, der die Verteilung des vom Flughafen Zürich ausgehen-
den Fluglärms regeln sollte. Darin wurde auch vereinbart, dass es maximal
100 000 Nordanflüge über deutsches Territorium im Jahr geben dürfe. Die Rati-
fikation des Staatsvertrags wurde vom Schweizerischen Parlament abgelehnt.

Nach dem Scheitern des Staatsvertrages änderte das deutsche Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die 213. Durchführungsverord-
nung (DVO) zur Luftverkehrs-Ordnung, in der die Flugverfahren für An- und
Abflüge zum und vom Flughafen Zürich festgelegt werden. Es erfolgten inner-
halb kurzer Zeit vier Änderungen dieser 213. DVO, so am 4. April 2003, am
1. Oktober 2003, am 24. März 2004 und am 1. Oktober 2004. Darin wurden
jeweils Bestimmungen zur Zulässigkeit von An- und Abflügen über deutschem
Territorium sowie entsprechende Ausnahmetatbestände festgelegt. Maximal
zulässige Nordanflüge über deutsches Territorium wurden hingegen nicht
festgelegt. Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Wolfgang
Tiefensee, erklärte laut Neue Zürcher Zeitung vom 8. März 2006, dass es der-
zeit keinen weiteren Handlungsbedarf seitens der Bundesregierung gebe.

Zur Kontrolle der Bestimmungen der 213. DVO wurde laut Südkurier vom
23. Septmber 2004 ein „Betriebskoordinator und Sicherheitsmanager für den
Süddeutschen Luftraum“ von der Deutschen Flugsicherungen (DFS) zum
Flugsicherheitszentrum der Schweizer SkyGuide auf dem Flughafen Zürich
abgeordnet.
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1. Seit wann arbeitet dieser Betriebskoordinator der DFS im Flugsicherheits-
zentrum der Schweizer SkyGuide auf dem Flughafen Zürich, und dauert
seine Tätigkeit noch an?

a) Wenn seine Tätigkeit nicht andauert, warum nicht?

b) Wenn seine Tätigkeit andauert, wie lange noch, und welche Auswirkun-
gen hat diesbezüglich die Privatisierung der DFS?

Der Betriebskoordinator der Deutschen Flugsicherung (DFS) hat seine Arbeit am
22. September 2004 aufgenommen. Seine Tätigkeit dauert noch an und ist kei-
ner Befristung unterworfen. Es ist nicht zu erwarten, dass die Kapitalprivatisie-
rung der DFS hierauf Auswirkungen hat.

2. Welche Aufgaben erfüllt dieser Koordinator im Einzelnen?

Die Aufgabe des Betriebskoordinators beinhaltet unter anderem die Überprü-
fung der Einhaltung der deutschen Durchführungsverordnungen sowie des
Sicherheitsmanagements im von Skyguide kontrollierten deutschen Luftraum.
Weiter unterstützt er die Schweizer Kollegen bei der Erarbeitung von Vorschlä-
gen für Flugverfahren, die Auswirkungen auf den deutschen Luftraum haben
können. Im Falle von Verstößen gegen die Vorgaben der bestehenden deutschen
Durchführungsverordnung leitet er diese Information an das Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und an den Leiter Betriebs-
dienste im Geschäftsbereich Center der DFS weiter.

3. Wie kann durch eine einzige Person eine effektive Kontrolle gewährleistet
sein in Anbetracht der Tatsache, dass deren Arbeitszeit nicht die komplette
Betriebszeit des Flughafens abdecken kann?

Der Betriebskoordinator bildet die Schnittstelle zu den Managementbereichen
der Skyguide. Das Management erstellt die Regeln, nach denen die Betriebs-
dienste arbeiten. Der Betriebskoordinator prüft mittels eines Controllings, in-
wieweit diese Vorgaben eingehalten werden. Alle betrieblichen Daten (Radar-
daten, Sprechfunk, Wetterdaten usw.) werden aufgezeichnet und stichproben-
artig überprüft. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.

4. Trifft es zu, dass der Koordinator auch Ansprechpartner für die SkyGuide
ist, wenn diese Ausnahmen vom Nachtflugverbot beantragt?

Wenn ja, wie wird dies geregelt, wenn diese Person keinen Dienst hat?

Ausnahmegenehmigungen zur bestehenden Durchführungsverordnung für den
Flughafen Zürich werden von der DFS-Niederlassung Mitte erteilt und vom Be-
triebskoordinator überprüft (siehe hierzu Antwort zu Frage 3). Die Niederlas-
sung ist 24 Stunden am Tag besetzt.

5. Hat dieser Koordinator bzw. hat die DFS einen Bericht über dessen Tätig-
keit vorgelegt?

a) Wenn ja, wo kann man diesen Bericht beziehen?

b) Wenn nein, warum nicht, und wie erfolgt eine Kontrolle über die Tätig-
keit und Wirksamkeit des Koordinators?

Die Berichte des Betriebskoordinators liegen dem BMVBS vor.
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6. Wie hat sich die Zahl der erteilten Ausnahmegenehmigungen seit Dienst-
antritt des Koordinators entwickelt, und gibt es dabei einen Zusammen-
hang mit der Tätigkeit des Koordinators?

Die Ausnahmegenehmigungen sind von den Wetterbedingungen und den ver-
fügbaren Anflugverfahren abhängig. Die Zahl der erteilten Ausnahmegenehmi-
gungen ist seit Bestehen der Durchführungsverordnung kontinuierlich gesun-
ken. Ein Zusammenhang mit der Tätigkeit des Betriebskoordinators ist hierbei
nicht ersichtlich, vielmehr ist der Rückgang der Ausstattung der Pisten mit ver-
besserten Anflugverfahren zuzuschreiben, wobei insbesondere die Einführung
des Instrumentenlandesystems für die Piste 34 hervorzuheben ist.

7. Warum wurden in der 2. Verordnung zur Änderung der 213. DVO die
Festlegungen für die Ausnahmen für Anflüge auf Piste 34 im Gegenzug
zur 1. VO zur Änderung der 213. DVO dahin gehend verändert, dass die
Sichtweiten größer und die Wolkenuntergrenzen höher sein dürfen?

Die Vorschriften der Durchführungsverordnung stehen in Zusammenhang mit
den Wetterminima der bestehenden Anflugverfahren. Ausnahmegenehmigun-
gen sind dann vorgesehen, wenn aufgrund der bestehenden Minima für die
Hauptwolkenuntergrenze und die horizontale Sicht ein Anflug nicht möglich ist.
Diese Mindestwerte wurden aufgrund des Unfalls der Crossair mit 24 Toten (im
Jahr 2001) bei Bassersdorf für die Piste 28 erhöht und eine Wetterdatenmess-
station eingerichtet. Daraufhin wurde die Durchführungsverordnung an die er-
höhten Wetterminima angepasst. Mit der für Oktober 2006 geplanten Inbetrieb-
nahme des Instrumentenlandesystems für die Piste 28 werden die Wetterminima
wieder reduziert werden.

8. Warum wurden die Regelungen für die Erteilung von Ausnahmen für An-
flüge auf Piste 34 in der 3. und 4. Verordnung zur Änderung der 213. DVO
erneut geändert, und welche Auswirkungen auf die Zahl der erteilten Aus-
nahmen hatte dies?

Die Regelungen für Ausnahmegenehmigungen wurden aufgrund der Einfüh-
rung des Instrumentenlandesystems für die Piste 34 angepasst. Dieses führte zu
einem deutlichen Rückgang der Ausnahmegenehmigungen (siehe hierzu Ant-
wort zu Frage 6).

9. Wie hat sich die Zahl der erteilten Ausnahmegenehmigungen für Anflüge
über deutsches Territorium seit dem 1. Juli 2003 bis heute entwickelt (An-
gaben bitte getrennt nach Pisten und in Monatsschritten)?

10. Wie hat sich die Zahl der Anflüge über deutsches Territorium seit dem
1. Juli 2003 bis heute entwickelt (Angaben bitte getrennt nach Pisten und
in Monatsschritten)?

Die Fragen 9 und 10 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Daten sind als Anlage aufgelistet.
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11. Wie hat sich die Zahl der Abflüge über deutsches Territorium seit dem
1. Juli 2003 bis heute entwickelt (Angaben bitte getrennt nach Pisten und
in Monatsschritten)?

Die Regelung der Durchführungsverordnung sieht für Abflüge grundsätzlich vor,
dass diese, falls der Einflug in den deutschen Luftraum unterhalb einer Höhe von
Flugfläche 150 (ca. 4 570 m über NN) erfolgt, über den Navigationspunkt
BODAN verlaufen müssen. BODAN liegt über dem Bodensee. Von diesem
Punkt aus werden die Luftfahrzeuge über das Dreiländereck in die verschiedenen
Richtungen geführt. Wie stark der deutsche Luftraum hierbei in Anspruch ge-
nommen wird, hängt von dem Ziel des einzelnen Flugs ab. Statistiken über die
Zahl der Abflüge über deutsches Territorium werden nicht geführt. Sporadische
Auswertungen der Radardatenaufzeichnungen zeigen, dass nur in seltenen Fällen
die Grenze westlich von BODAN unterhalb Flugfläche 150 überflogen wurde.

12. Welche Erfahrungen wurden mit dem so genannten gekröpften Nordan-
flug gemacht und lassen diese darauf schließen, dass der gekröpfte Nor-
danflug eine Lösung für die Lärmbelastung der Anwohner auf deutschem
Territorium sein kann?

Bei dem gekröpften Nordanflug handelt es sich um ein Anflugverfahren, das
vom Flughafen Zürich beantragt wurde und noch nicht in Betrieb gegangen ist.
Es soll ausschließlich über Schweizer Territorium führen. Eine Zuständigkeit
deutscher Stellen (BMVBS, DFS, LBA) ist daher nicht gegeben. Nach dem
Kenntnisstand der Bundesregierung soll das Verfahren die Anzahl der Südan-
flüge verringern und während der Beschränkungszeiten der deutschen Durch-
führungsverordnung zur Anwendung kommen. Eine generelle Einführung wird
von dem Bundesamt für Zivilluftfahrt der Schweiz aufgrund der mit diesem An-
flug verbundenen Abweichungen von internationalen Standards und der hohen
Wetterminima, die für den nach Sicht zu fliegenden Endanflug erforderlich sind,
nach den vorliegenden Informationen nicht in Erwägung gezogen. Da das An-
flugverfahren noch nicht eingeführt wurde, liegen keine Erfahrungen damit vor.

13. Ist mit den Änderungen der 213. DVO nach Auffassung der Bundesregie-
rung ein wirksamer Schutz der Anwohner in Deutschland vor Fluglärm
gewährleistet?

Ziel der 213. DVO ist, in den besonders lärmempfindlichen Tagesrand- und
Nachtzeiten die süddeutsche Bevölkerung wirksamer zu schützen. Dieses Ziel
wird erreicht.

14. Schätzt die Bundesregierung die Belastungen der deutschen Anwohner
aus den An- und Abflügen zum und vom Flughafen Zürich derzeit als un-
bedenklich ein?

Die derzeitige Situation entspricht im Ergebnis weitgehend dem am 18. Oktober
2001 unterzeichneten deutsch-schweizerischen Staatsvertrag, der in der Folge
allerdings nicht ratifiziert wurde. Der Staatsvertrag wurde beim Abschluss in
2001 von beiden Seiten, der deutschen und der Schweizer Regierung, als akzep-
tabler Kompromiss bezeichnet.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 5 – Drucksache 16/1857

15. Warum sieht die Bundesregierung nach Aussage von Bundesminister für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Wolfgang Tiefensee, laut Neue Zür-
cher Zeitung vom 8. März 2006 derzeit keinen weiteren Handlungsbedarf
zur Senkung der Fluglärmbelastung der Anwohner des Flughafens Zürich
auf deutschem Territorium?

Auf die Antwort zu Frage 14 wird verwiesen.

16. Wird die im gescheiterten Staatsvertrag vorgesehene Möglichkeit der
Festschreibung der Zahl der Nordanflüge von der Bundesregierung weiter
verfolgt?

a) Wenn nein, warum nicht?

b) Wenn ja, wann und wie will die Bundesregierung dies umsetzen?

Die Bundesregierung wird mit der Schweiz weitere Ergänzungen der Regelun-
gen für die Nutzung des süddeutschen Luftraums durch An-/Abflüge zum/vom
Flughafen Zürich wie bisher in enger Abstimmung mit der Landesregierung
Baden-Württemberg verhandeln. Die Frage einer möglichen Festschreibung der
Nordanflüge wird Gegenstand der Abstimmung mit der Landesregierung von
Baden-Württemberg sein.

17. Wie ist der aktuelle Stand bezüglich der Schweizer Klage vor dem Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) in Zusammenhang mit den Änderungen der
213. DVO, und wann rechnet die Bundesregierung mit einer Entschei-
dung?

Die Bundesrepublik Deutschland ist dem Verfahren als Streithelfer auf Seiten
der Europäischen Kommission beigetreten. Der EuGH hat das Verfahren an das
Europäische Gericht 1. Instanz verwiesen. Ein Verhandlungstermin und ein Ter-
min für die Urteilsverkündung sind noch nicht bekannt.

18. Wann rechnet die Bundesregierung mit einer endgültigen Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts zu dem wegen der Klage vor dem EuGH
ausgesetzten Verfahren in der gleichen Sache?

Die endgültige Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts ist vom Vorliegen
des Urteils des EuGH abhängig.
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Anlage
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